
2. Die Institutionen der
Europäischen Union





Die institutionelle Architektur der Europäischen Union

Johannes Müller Gómez / Wolfgang Wessels

Am 25. März 2017 jährte sich zum 60. Mal der Jahrestag der Unterzeichnung der Römi-
schen Verträge. Die Feierlichkeiten fanden im Kontext des Krisenmodus statt, der nicht
zuletzt aufgrund der Entscheidung des Vereinigten Königreiches, die Europäische Union
zu verlassen, andauert. Der anstehende sogenannte „Brexit“1 löste in Kombination mit den
weiteren Krisen eine Debatte über die Zukunft der Union aus, die die politische Agenda
Europas der nächsten Jahre prägen dürfte. Angestoßen wurde die Debatte vom Europä-
ischen Rat, der unmittelbar nach dem britischen Referendum das neue Format der EU-27
schuf, in dessen Rahmen die Staats- und Regierungschefs die Zukunftsdebatte bündeln und
koordinieren  sowie  entsprechende  Initiativen  einleiten.  Im Laufe  dieses  fortwährenden
Krisenmanagements und der Zukunftsdebatte, aber auch im politischen Alltag der Gesetz-
gebung und der Ämterbesetzung, lassen sich eine Reihe von Entwicklungen zwischen und
innerhalb der Institutionen beobachten, die bestehende Formen der Gewaltenteilung und
der Machtbeziehungen infrage stellen.  

Zur  Einordnung dieser  Entwicklungen  im institutionellen  Gefüge  der  Europäischen
Union wird im Folgenden auf drei theoretische Modelle zurückgegriffen2: Aus intergou-
vernementaler  Perspektive  betrachtet  ein  erstes  Modell  den  Europäischen  Rat  als  das
zentrale  Entscheidungsorgan.  Entsprechend  des  Prinzipal-Agent-Ansatzes  geben  die
Staats- und Regierungschefs, die innerhalb der Architektur als Prinzipal agieren, konkrete
Leitlinien vor, die von den Gemeinschaftsorganen als deren Agenten umzusetzen sind.3 In
einem zweiten, föderal-orientierten Modell steht der Europäische Rat hingegen im Hinter-
grund. Die Gemeinschaftsmethode, in welcher die Europäische Kommission, der Rat der
Europäischen Union und das Europäische Parlament die relevanten Akteure darstellen, gilt
als der zentrale Entscheidungsmodus im politischen Alltag. Drittens kann das institutionel-
le Gleichgewicht auch von der Konkurrenz zwischen dem Europäischen Parlament und
dem Europäischen Rat geprägt sein, die um die Führungsrolle in der Union wettstreiten.
Diese drei Perspektiven schließen sich nicht gegenseitig aus und können je nach Politik-
und Problemfeld in unterschiedlicher Ausprägung vorliegen. 

1 Siehe auch im Folgenden den Beitrag „Brexit“ in diesem Buch.
2 Vgl. Wulf Reiners/Wolfgang Wessels: Nach Lissabon: Auf der Suche nach einem neuen Gleichgewicht in

der institutionellen Architektur der EU, in: Werner Weidenfeld/Wolfgang Wessels (Hrsg.): Jahrbuch der
Europäischen Integration 2011, Baden-Baden 2012, S. 47-53, hier S. 51 f.

3 Vgl. Andrew Moravcsik: Preferences and Power in the European Community: A Liberal Intergovernmen-
talist Approach, in: Journal of Common Market Studies 4/1993, S. 473-524; Mark A. Pollack: Delegation,
Agency, and Agenda Setting in the European Community, in: International Organization 1/1997, S. 99-
134.
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Fraktionierung im Europäischen Parlament: Ende der Großen Koalition4

Am 17. Januar 2017 wurde der italienische Abgeordnete der konservativen Fraktion Anto-
nio Tajani zum neuen Präsidenten des Europäischen Parlaments gewählt. Er folgt damit
auf den sozialdemokratischen Parlamentspräsidenten Martin Schulz. Die bisherige Verein-
barung der zwei größten Fraktionen, die eine Rotation des Präsidentenamtes zwischen der
Progressiven  Allianz  der  Sozialdemokraten  (S&D)  und  der  Europäischen  Volkspartei
(EVP) vorsah, wurde von den Sozialdemokraten aufgekündigt, die mit ihrem Fraktions-
vorsitzenden Gianni Pittella einen eigenen Kandidaten ins Rennen schickten. Auch der
Fraktionsvorsitzende der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa (ALDE), Guy
Verhofstadt, versprach sich dieses Mal Chancen. Durch den initiierten, jedoch misslunge-
nen Wechsel der italienischen Fünf-Sterne-Bewegung von der europakritischen Fraktion
Europa der Freiheit und der direkten Demokratie (EFDD) in die ALDE-Fraktion versuchte
Verhofstadt, seine Position in der Personaldebatte zu stärken. Tajani wurde schließlich im
vierten Wahlgang gewählt.

Für die intrainstitutionelle Dynamik des Parlaments war die Entscheidung der Sozial-
demokraten in zweierlei Hinsicht von Bedeutung: Erstens wurde dadurch ein wahrer Wett-
streit  um  das  Amt  des  Parlamentspräsidenten  ausgelöst.  In  einem  parlamentsinternen
Wahlkampf bemühten sich in erster Linie die Sozialdemokraten, die Konservativen und
die Liberalen intensiv um die Bildung von Mehrheiten. Zweitens kam es mit der Wahl des
neuen Präsidenten zu einem nachhaltigen Bruch der Großen Koalition aus S&D und EVP,
die bislang – in der Regel gemeinsam mit den Liberalen – das Innenleben des Parlaments
dominierte.  Bereits  unmittelbar  nach dem Koalitionsbruch formalisierte  sich eine neue
Allianz. Eine im Januar 2017 geschlossene Vereinbarung zwischen der ALDE- und der
EVP-Fraktion sieht eine konkrete inhaltliche Zusammenarbeit zwischen den beiden Parla-
mentsgruppen  vor,  etwa  mit  Blick  auf  die  Reformdebatte.  Die  bisherige  Verabredung
zwischen EVP, S&D und ALDE betraf hingegen lediglich personelle Fragen, sah jedoch
keine inhaltlichen Ziele vor.  Die Relevanz des neuen Bündnisses muss jedoch insofern
diskutiert werden, als für zentrale Abstimmungen im Parlament weiterhin die Bildung von
Großen Koalitionen erforderlich ist, um eine Mehrheit  von 376 Stimmen zu erreichen.
EVP und ALDE verfügen gemeinsam lediglich über 284 der 751 Sitze (Stand: September
2017).  Auch eine Koalition aus EVP, ALDE und der Europäischen Konservativen und
Reformer (EKR) käme nicht auf die notwendigen 376 Abgeordneten. Damit bleibt  die
christlich-liberale  Koalition  auf  ad-hoc-Kooperationen  mit  weiteren  Fraktionen  bezie-
hungsweise auf Abweichler anderer Fraktionen angewiesen. Seit Jahresbeginn ist dennoch
bereits zu beobachten, dass die beiden größten Fraktionen verstärkt unterschiedliche Posi-
tionen vertreten. Dies geht wiederum mit einer Stärkung der kleineren Parlamentsgruppen
einher, deren Zustimmung nun für die Mehrheitsbeschaffung von größerer Bedeutung ist.5

Diese neue Zersplitterung innerhalb des Parlaments könnte sich negativ auf seine Rolle
im institutionellen Gefüge auswirken. Zudem ist darauf zu verweisen, dass das Parlament
mit Schulz und seinem Vorgänger Jerzy Buzek zwei Präsidenten hatte, die dem Parlament
öffentlichkeitswirksam ein Gesicht nach außen verliehen und damit auch seine Position
gestärkt  haben.  Der  neue  Parlamentspräsident  Tajani  verfolgt  bislang  einen  zurück-

4 Siehe auch die Beiträge „Europäisches Parlament“ und „Europäische Parteien“ in diesem Buch.
5 Vgl. VoteWatch Europe: Winners and losers of the EP Plenary September 2017, 18.9.2017, abrufbar unter:

http://www.votewatch.eu/blog/winner-and-losers-of-the-ep-plenary-september-2017/ (letzter Zugriff: 1.10.
2017).
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haltenden Stil, der gegebenenfalls zu einer geringeren Präsenz des Parlaments und somit
zu dessen Schwächung beitragen könnte.  So könnte bei  einer  fortdauernden Spannung
zwischen S&D und EVP auch die gemeinsam getragene Strategie zur Durchsetzung eines
Spitzenkandidaten gegenüber dem Europäischen Rat 2019 infrage gestellt werden. 

„Cliquenbildung“ im Europäischen Rat6

Am 9. März 2017 fand die Wiederwahl des amtierenden Präsidenten des Europäischen
Rates, Donald Tusk, statt. Die polnische Regierungschefin sprach sich gegen die Wieder-
wahl Tusks aus, der der wichtigsten polnischen Oppositionspartei angehört, und stimmte
schließlich als einziges Mitglied des Europäischen Rates gegen ihn. Damit wurde zum
ersten  Mal  einem Kandidaten  für  einen  hochrangigen  Posten  die  Zustimmung  seines
Heimatlandes verweigert.  Die Opposition der  polnischen Regierung gegen eine zweite
Amtszeit ihres Landsmannes kann als „historische Episode“7 gewertet werden und erin-
nerte an die Nominierung von Jean-Claude Juncker 2014 für das Amt des Kommissions-
präsidenten, bei der die Regierungschefs Ungarns und des Vereinigten Königreiches durch
einen Mehrheitsbeschluss überstimmt wurden.  Als Reaktion auf die Wiederwahl  Tusks
blockierte  die polnische  Ministerpräsidentin den Beschluss  der  Schlussfolgerungen des
Europäischen Rates, die daher „nicht im Sinne einer förmlichen Billigung durch den Euro-
päischen Rat als Organ verstanden werden [sollten]“.8 Nachdem kein anderes Mitglieds-
land der polnischen Opposition gegen Tusk folgte, isolierte sich Polen auf der Tagung der
Staats- und Regierungschefs. Das Vorgehen von Beata Szydło spiegelt das aktuelle Agie-
ren der polnischen Regierung auf europäischer Ebene wider, das von Konfrontation gegen
die Institutionen der Union und verschiedene Mitgliedstaaten geprägt ist.9 Wenn sie auch
bei der Wiederwahl Tusks nicht zum Tragen kam, hat sich eine polnisch-ungarische Alli-
anz gefestigt, im Rahmen welcher die Regierungschefs der beiden Staaten das Vorgehen
des jeweils anderen verteidigen und konfrontativ auf Kritik, beispielsweise von Seiten der
Kommission, reagieren.

Im Vorfeld der Wiederwahl Tusks waren sozialdemokratische Politiker – vorrangig des
Europäischen Parlaments – mit der Argumentation gescheitert, dass es auf EU-Ebene eines
parteipolitischen Gleichgewichts bedarf und deshalb das Amt des Parlaments- oder des
Europäischen Ratspräsidenten mit einem Kandidaten aus ihren Reihen zu besetzen sei. Mit
der  Wahl  Tajanis  und der  Wiederwahl  Tusks  sind  nun fast  alle  Spitzenpositionen  mit
Mitgliedern der EVP besetzt – so auch die Kommissionsspitze mit Juncker. Ausnahme ist
lediglich das Amt der Hohen Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik, das mit Federi-
ca Mogherini eine Politikerin des sozialdemokratischen Lagers innehat. Damit ist aktuell
kein parteipolitisches Gleichgewicht auf EU-Ebene gegeben.10  

Im Rahmen der 2016 vom Europäischen Rat angestoßenen Reformdebatte haben sich
bereits verschiedene Lager mit divergierenden Zukunftsvisionen herauskristallisiert. Eine
erste  Gruppe umfasst  europaphile  Staaten,  die die parlamentarische Dimension stärken
möchten, etwa durch eine Weiterentwicklung der  Wahlen zum Europäischen Parlament
(Stichworte: Spitzenkandidaten und transnationale Wahllisten). Hierzu zählten bislang in

6 Siehe auch im Folgenden den Beitrag „Europäischer Rat“ in diesem Buch.
7 Ebd.
8 Präsident des Europäischen Rates: Tagung Europäischer Rat, vom 9. März 2017, Schlussfolgerungen des

Präsidenten. 
9 Siehe auch den Beitrag „Polen“ in diesem Buch.
10 Vgl. den Beitrag „Europäisches Parlament“ in diesem Buch.
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erster Linie die Ministerpräsidenten Italiens und Spaniens. Die Wahl Emmanuel Macrons
zum französischen Präsidenten im Mai 2017 ging mit einer wesentlichen Stärkung dieser
integrationspositiven Stimmen innerhalb des Europäischen Rates einher. Auf der anderen
Seite finden sich insbesondere die Mitglieder der Visegrád-Gruppe, die eine intergouver-
nementale Position vertreten und damit  die nationalen Parlamente und die Staats-  und
Regierungschefs  als  die  Legitimationsbasis  der  Union  betrachten.11 Diese  Gruppierung
verliert mit Großbritannien einen wichtigen integrationskritischen Partner.

Bei Wirtschaftsfragen kommt die Teilung in Nord- und Südeuropa zum Tragen. Aus
dem Brexit resultiert eine Verschiebung hin zu den südeuropäischen Mitgliedstaaten, dem
sogenannten „Club Med“. Damit verlieren Deutschland, Finnland, die Niederlande und
Schweden ein wichtiges Mitglied ihres Lagers. Diese Nord-Süd-Teilung könnte sich auch
auf  weitere  Bereiche  ausdehnen.  Erstes  Beispiel  einer  südeuropäischen  Achse  ist  das
Zusammenkommen der Vertreter Frankreichs, Griechenlands, Italiens, Maltas, Portugals,
Spaniens und Zyperns im September 2016 in Athen, im Rahmen dessen sich die Mittel-
meeranrainer für die anstehende Zukunftsdebatte abstimmten.12 

Auch die Brexit-Verhandlungen selbst offenbaren verschiedene Interessen der verblei-
benden Mitgliedstaaten hinsichtlich der zukünftigen Beziehungen zum Vereinigten König-
reich.13 Während Spanien, Irland und Griechenland, aber auch Belgien, Deutschland und
die  Niederlande  aufgrund  ihrer  engen  Handelsbeziehungen  wirtschaftliche  Nachteile
fürchten, steht für Litauen, Polen, Rumänien und die Slowakei die Zukunft ihrer im Ver-
einigten  Königreich  lebenden  Staatsbürger  im Mittelpunkt.  Unter  anderem Dänemark,
Finnland, Frankreich, Italien und Österreich sorgen sich wiederum darum, dass das bri-
tische Referendum zum Erstarken europaskeptischer Kräfte in ihrem nationalen Kontext
beitragen könnte.14 Mit diesen unterschiedlichen Interessenlagen gehen auch die Positio-
nen hinsichtlich der Härte des Schnitts mit dem Vereinigten Königreich einher: Mitglied-
staaten  mit  einer  relevanten  Diaspora,  aber  auch  etwa  Schweden  mit  seinen  engen
Handelsbeziehungen sprechen sich tendenziell  für einen sogenannten „soft Brexit“ aus.
Länder,  die  einen Dominoeffekt  europaskeptischer  Kräfte  fürchten,  fordern eher  einen
konsequenten Bruch mit Großbritannien. Im Rahmen der Verhandlungsvorbereitungen ließ
sich  also  die  Bildung  verschiedener  Interessenkoalitionen  beobachten.  Mit  Ausnahme
Dänemarks besteht jedoch Einigkeit darüber, dass der britischen Regierung kein „Rosinen-
picken“ in Fragen der vier Freiheiten gewährt werden dürfe. Zudem unterstützen die meis-
ten Mitgliedstaaten enge Beziehungen in Verteidigungsfragen.15  

Im Zusammenhang mit dem Austritt des Vereinigten Königreiches ergibt sich zwischen
den verbleibenden Mitgliedstaaten ein neues Gleichgewicht: Die Position Deutschlands
und Frankreichs als die zwei größten Mitgliedstaaten wird gestärkt.  Bislang wirkte die
britische  Regierung  als  verlässlicher  Gegenpol  zu  einem  möglichen  Übergewicht  des
deutsch-französischen Tandems. Dessen Dominanz fürchten nun in erster Linie die ost-
europäischen und kleinen Mitgliedstaaten.  In  der  Tat  betonte etwa Macron bereits  seit

11 Vgl. Joint Statement of the Heads of Governments of the V4 Countries: “Strong Europe – Union of Action
and Trust”, Input to Rome Declaration 2017, 2. März 2017. 

12 Vgl.  Hans-Jürgen  Schlamp:  Vor  EU-Gipfel.  Die  neue  Macht  des  „Club  Med“,  in:  Spiegel  Online,
12.9.2016.

13 Siehe auch die Länderbeiträge im Kapitel „Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union“ in diesem Buch.
14 Vgl. Tara Palmeri: How Europe will break on Brexit, in: Politico, 22.6.2016.
15 Vgl. The Economist Online: The EU27 and the Brexit negotiations, 5.4.2017; Naomi O’Leary: Northern

EU trio: Don’t let minutiae hijack Brexit talks, in: Politico, 21.4.2017.
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seinem Wahlkampf mehrfach die Bedeutung der deutsch-französischen Allianz, die wieder
eine gewichtigere Führungsrolle im Europäischen Rat übernehmen soll.  Die bilateralen
Beziehungen will er zudem mit einem neuen Élysée-Vertrag stärken und schlägt eine voll-
ständige  Integration  des  deutschen  und des  französischen  Marktes  vor.16 Gemäß einer
langjährigen  Tradition  führte  ihn  sein  erster  Antrittsbesuch  im  Mai  nach  Berlin,  im
Rahmen dessen er sich mit Angela Merkel darauf verständigte, einen gemeinsamen Fahr-
plan zur Reform der Union zu erarbeiten.17 Auch die Tatsache, dass Macron seine Grund-
satzrede zu Europa am 26. September und damit nach der Bundestagswahl hielt, unter-
streicht seine Intention eines gemeinsamen Vorgehens mit Deutschland. 

Um das deutsch-französische Tandem herum bildet sich ergänzend ein erweiterter Kern
an Mitgliedstaaten heraus, der einen Führungsanspruch erhebt: Im März 2017 hielten die
deutsche Kanzlerin, der italienische und spanische Regierungschef sowie der französische
Präsident in Versailles erste Beratungen über die Zukunft der Union ab. Ein weiteres Tref-
fen dieser sogenannten „Versailles-Gruppe“ ist für Herbst 2017 vorgesehen. 

Konsens auf Ministerebene18

Entgegen dem Trend der  Bildung regionaler  Gruppen im Europäischen Rat  ist  in  den
Abstimmungen  im Rat  eine  steigende  Einigkeit  festzustellen:  So  stieg  der  Anteil  der
Entscheidungen,  die  über  die  Anwendung der  qualifizierten  Mehrheit  hätten  getroffen
werden können, aber im Konsens,  also einstimmig oder mit Enthaltungen,  beschlossen
wurden, im Jahr 2016 auf fast 90 Prozent.19 Nur 10,1 Prozent der Beschlüsse wurden mit
Gegenstimmen gefällt – davon nur einmal mit mehr als zwei Gegenstimmen. Dies ist der
niedrigste Wert seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon. Die Zahl der einstim-
mig getroffenen Beschlüsse stieg dabei nur leicht an, während die Zahl an Entscheidungen,
bei welchen sich einzelne Mitgliedstaaten enthalten haben, zugenommen hat. Besonders
die  britische  Regierung enthält  sich seit  dem Brexit-Referendum verstärkt,  statt  gegen
einen Beschluss zu stimmen. Die Zahl der negativen Voten des Vereinigten Königreiches
im Rat sank zwischen 2015 und 2016 von sieben auf eine. Am öftesten stimmten Ungarn
(drei Mal) sowie Österreich und Polen (jeweils zwei Mal) gegen einen Rechtsakt.20 Damit
zeichnen sich, anders als zu erwarten wäre, Ungarn und Polen nicht signifikant durch das
Einbringen von Einwänden aus. Die offensichtlichen Meinungsverschiedenheiten im Euro-
päischen Rat scheinen sich nicht negativ auf die Arbeit des Rates niederzuschlagen, sodass
dieser weiterhin handlungsfähig ist.

Mit  Blick auf die Beschlussfassung im Rat ist die endgültige Einführung der neuen
Regeln zur Bildung einer qualifizierten Mehrheit zu nennen. Nach einer mit dem Vertrag
von  Lissabon  geschaffenen  Übergangsregelung  gilt  seit  April  2017  ausschließlich  die
sogenannte „doppelte  Mehrheit“,  also die Zustimmung von mindestens 55 Prozent der
Mitgliedstaaten,  die  mindestens 65 Prozent  der  Unionsbevölkerung repräsentieren.  Mit
diesen  Bestimmungen,  die  in  der  Anwendung  bereits  seit  November  2014  die  Regel
waren,  könnten  die  Mitglieder  der  Eurozone die  Nicht-Mitglieder  überstimmen.  Diese

16 Vgl. Emmanuel Macron: Initiative pour l’Europe. Une Europe souveraine, unie, démocratique, 26. Sep-
tember 2017.

17 Vgl. Claudia von Salzen: Macrons Besuch bei Merkel. „Jedem Anfang wohnt ein Zauber inne“, in: Der
Tagesspiegel Online, 15.5.2017.

18 Siehe auch im Folgenden den Beitrag „Rat der Europäischen Union“ in diesem Buch.
19 Bezogen auf die öffentlichen Abstimmungen. 
20 Die Zahlen wurden der Datenbank VoteWatch Europe entnommen, abrufbar unter: www.votewatch.eu,.
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Möglichkeit kam 2016 jedoch in keinem Fall zum Tragen. Darüber hinaus wären alle unter
Anwendung der neuen Mehrheitsregel getroffenen Beschlüsse auch unter der alten Rege-
lung zustande gekommen.  Eine Veränderung der  ratsinternen Dynamiken aufgrund der
neuen Regelung ist damit nicht zu erwarten. Zudem können südeuropäische Staaten, wenn-
gleich  sich  durch  den  Brexit  das  Gleichgewicht  im Rat  zu  ihren  Gunsten  verschiebt,
weiterhin Beschlüsse nur mit der Unterstützung Frankreichs blockieren.

Eine neue Entwicklung betrifft den Ratsvorsitz, der seit dem Inkrafttreten des Vertrages
von Lissabon erheblich an Bedeutung verloren hatte. Seit 2016 ist jedoch in der Praxis
wieder ein entgegengesetzter Trend zu verzeichnen. Indikatoren hierfür sind die Rolle, die
die niederländische Präsidentschaft 2016 bei den Verhandlungen der Erklärung mit der
Türkei übernommen hat,21 und die im Nachgang zum Brexit-Referendum unter  slowa-
kischer und maltesischer Präsidentschaft ausgerichteten Gipfeltreffen der EU-27 in Bratis-
lava und Valletta.

Eine Führungsrolle des Europäischen Rates: Krisenmanagement und andere Fragen 

Wenngleich die Europäische Kommission und das Europäische Parlament in verschiedene
Entscheidungsprozesse im Krisenmanagement eingebunden werden und wichtigen Input
geben, bestätigt sich weitestgehend erneut das bisherige Muster des Europäisches Rates als
zentralen Krisenmanager. Hierbei zeigt sich, dass der Europäische Rat vorrangig in akuten
Situation die Führungsrolle einnimmt, dabei jedoch nie losgelöst von den anderen Institu-
tionen agiert.22 So tagten bereits wenige Tage nach dem Brexit-Votum die Staats-  und
Regierungschefs ohne den britischen Premierminister, um das Ergebnis des Referendums
zu beraten,23 und beschlossen schließlich einen Fahrplan für das Ausscheiden des Vereinig-
ten Königreiches.24 Damit hat der Europäische Rat von Beginn an den Anspruch erhoben,
eine tragende Rolle zu übernehmen. Im April 2017 verabschiedete er die politischen Leit-
linien, welche den Rahmen für die Verhandlungen mit dem Vereinigten Königreich und die
prinzipielle Verhandlungsposition vorgeben.25 Den Staats- und Regierungschefs gelang es
dabei, trotz Divergenzen zwischen den verbleibenden EU-27 geschlossen gegenüber dem
Vereinigten Königreich aufzutreten. Aufbauend auf den Empfehlungen der Europäischen
Kommission und den Vorgaben des Europäischen Rates beschloss der Rat schließlich die
detaillierten  Verhandlungsrichtlinien  und  erteilte  der  Kommission  das  Mandat,  die
Verhandlungsführung zu übernehmen.

Die  Kommission  als  Chefunterhändlerin  muss dem Rat  und dem Europäischen  Rat
regelmäßig Bericht  erstatten.  Zudem benannte  der  Rat  einen  eigenen Vertreter  für  die
Verhandlungen und richtete innerhalb des Rates eine „Ad-hoc Arbeitsgruppe zu Artikel
50“ ein. Damit wird entsprechend der Prinzipal-Agenten-Logik, dafür Sorge getragen, dass
die  Kommission  in  den  Verhandlungen den  Vorstellungen der  Mitgliedstaaten  im aus-

21 Vgl. Wulf Reiners/Funda Tekin: Taking Refugee in Leadership? Facilitators and Constraints of Germany’s
Role in EU-Turkey Affairs, Conference Paper, European Union Studies Association Conference, Miami,
4.5.2017.

22 Vgl.  Johannes  Müller  Gómez/Wulf  Reiners/Wolfgang  Wessels:  EU-Politik  in  Krisenzeiten.  Krisen-
management  und Integrationsdynamik in  der  Europäischen Union,  in:  Aus Politik  und Zeitgeschichte
37/2017, S. 11-17.

23 Informelle Tagung der 27, Erklärung, 29. Juni 2016.
24 Informelles Treffen der Staats- und Regierungschefs von 27 Mitgliedstaaten sowie des Präsidenten des

Europäischen Rates und des Präsidenten der Europäischen Kommission, 15. Dezember 2016, SN 96/16.
25 Europäischer Rat: Leitlinien im Anschluss an die Mitteilung des Vereinigten Königreichs gemäß Artikel

50 EUV, 29. April 2017, EUCO XT 20004/17. 
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reichenden Maße folgt. Das Europäische Parlament, das nach dem Abschluss der Verhand-
lungen dem Austrittsvertrag seine Zustimmung erteilen muss,  soll  ebenfalls regelmäßig
von der Kommission informiert werden und im Austausch mit dem Ratsvorsitz stehen.26

Mit seiner im April 2017 verabschiedeten Resolution, in welcher es seine Forderungen
bezüglich der Austrittsverhandlungen aufstellte,27 unterstreicht das Parlament sein Bestre-
ben danach, ebenfalls von Anfang an eine zentrale Rolle zu spielen. Auch wird es aller
Voraussicht  nach kontinuierlich seine Vetoposition betonen, um sich so Gehör bei  den
Mitgliedstaaten und der Kommission zu verschaffen. Die Vorbereitungen des Brexits sind
damit  von  einer  „horizontalen  Fusion“28 geprägt,  wonach  der  Europäische  Rat  der
Kommission und dem Parlament wichtige Mitbestimmungskompetenzen übertragen hat.
Unter Führung des Europäischen Rates tragen die Institutionen der Union nun gemeinsam
Verantwortung und wirken gemeinsam am Austrittsverfahren mit.

In  außenpolitischen  Fragen  kommt  ebenfalls  weiterhin  dem Europäischen  Rat  eine
Schlüsselposition zu. So hat auch der Rat – nach faktischem Beschluss des Europäischen
Rates – mehrfach die nach der Annexion der ukrainischen Halbinsel Krim an Russland
verhängten  Sanktionen  verlängert  und  ausgeweitet.29 Bemerkenswert  dabei  bleibt  die
Einigkeit,  die  die  Mitgliedstaaten  dabei  seit  2014 in ihrem Auftreten nach außen auf-
weisen.30 Auch nachdem die Niederländer im April 2016 gegen das Inkrafttreten des Asso-
ziierungsabkommens zwischen der Europäischen Union und der Ukraine gestimmt hatten,
nahm sich der Europäische Rat der Angelegenheit an. Ende 2016 ermöglichte er durch
einen Beschluss, in welchem er die Implikationen des Abkommens für die Union und ihre
Mitgliedstaaten erläuterte, die Ratifizierung in den Niederlanden.31 

Als Reaktion auf die Wahl von Donald Trump zum neuen US-Präsidenten und dem
anstehenden Austritt des militärisch bedeutsamsten Mitgliedstaates gab der Europäische
Rat wichtige Anstöße zu mehr Kooperation, etwa im Rahmen einer Ständigen Strukturier-
ten Zusammenarbeit nach Art. 46 des Vertrages über die Europäische Union (EUV). In
diesem  Sinne  beschloss  der  Rat  im  März  2017  die  Einrichtung  eines  Militärischen
Planungs- und Durchführungsstabs, der innerhalb des Militärstabs in Brüssel angesiedelt
sein soll. In seine Zuständigkeit werden die operative Planung und die Durchführung von
militärischen Operationen fallen.32 Im Weiteren schlug die Europäische Kommission mit
Unterstützung des Europäischen Rates33 im Juni 2017 die Einrichtung eines Verteidigungs-
fonds  zur  Finanzierung  von  Forschung  und  Beschaffungen  vor.34 Wenngleich  diese
Maßnahmen nicht mit einer Supranationalisierung der Verteidigungspolitik einhergehen,

26 Siehe auch den Beitrag „Europäische Kommission“ in diesem Buch.
27 European Parliament resolution of 5 April 2017 on negotiations with the United Kingdom following its

notification that it intends to withdraw from the European Union, 2017/2593(RSP).
28 Wolfgang Wessels: The European Council, Basingstoke 2016, S. 19 f.
29 Vgl.  Rat  der Europäischen Union: Restriktive Maßnahmen der EU als  Reaktion auf die Krise in  der

Ukraine, 15.9.2017, abrufbar unter: http://www.consilium.europa.eu/de/policies/sanctions/ukraine-crisis//
(letzter Zugriff: 1.10.2017).

30 Vgl. Müller Gómez/Reiners/Wessels: EU-Politik in Krisenzeiten, 2017, S. 13.
31 Europäischer Rat: Tagung vom 15. Dezember 2016, Schlussfolgerungen, EUCO 34/16; siehe auch den

Beitrag „Europäischer Rat“ in diesem Buch.
32 Rat  der  Europäischen  Union:  Schlussfolgerungen  des  Rates  zu  Fortschritten  bei  der  Umsetzung  der

Globalen Strategie der Europäischen Union im Bereich Sicherheit und Verteidigung,  Pressemitteilung,
6. März 2017, 110/17.

33 Europäischer Rat: Schlussfolgerungen, Dezember 2016.
34 Europäische Kommission:  Der Europäische Verteidigungsfonds: 5,5  Mrd.  EUR pro Jahr,  um Europas

Verteidigungsfähigkeiten zu stärken, Pressemitteilung, 7. Juni 2017, IP/17/1508.
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haben sie auf der einen Seite einen gewichtigen Ausbau der Zusammenarbeit der Mitglied-
staaten zur Folge, auf der anderen Seite erfolgte die Umsetzung erneut in Kooperation mit
den Gemeinschaftsorganen.

Bezüglich  der  Eurokrise  lässt  sich  feststellen,  dass  bereits  vorgesehene  Reform-
vorhaben aktuell ins Stocken geraten sind. So steht etwa die Vollendung der Bankenunion
durch  die  Schaffung  einer  Europäischen  Einlagensicherung  weiterhin  auf  der  Tages-
ordnung. Damit lässt sich im Bereich der Wirtschafts- und Währungsunion ein nachlassen-
des Engagement der Mitgliedstaaten – so auch des Europäischen Rates – feststellen. Dies
lässt sich damit erklären, dass der Europäische Rat in erster Linie im Fall akuter Notsitua-
tionen, die seinen „Problem-Lösungs-Instinkt“ verstärken, als Krisenmanager aktiv wird.
Diese Tendenz lässt sich auch bei der Europäischen Zentralbank (EZB) beobachten, der
während der Hochphase der Eurokrise eine wesentliche Rolle zukam.35 Aktuell setzt in
Frankfurt wieder der geldpolitische Alltag ein.36 

Auch hinsichtlich  der  Migrationsproblematik  gilt  es  aktuell,  die  bereits  getroffenen
Entscheidungen umzusetzen.37 Der Europäische Rat hatte als Reaktion auf die Migrations-
krise entscheidende Maßnahmen ergriffen und damit die Krise entschärft.38 Eine der insti-
tutionellen Ergebnisse war die Umgestaltung und Aufwertung von FRONTEX. Basierend
auf dem Vorschlag der Kommission bauten der Rat und das Parlament im September 2016
die Agentur zur „Europäischen Agentur für Grenz- und Küstenwache“, die im Vergleich
zur Vorgängerin über mehr Befugnisse, mehr Personal und ein größeres Budget verfügt,
aus.39 Hier findet sich das auch in der Eurokrise wiederkehrende Muster, dass der Europä-
ische Rat zentrale Weichenstellungen vornimmt, die zu einer Aufwertung der Arbeit von
unabhängigen  EU-Einrichtungen  führen,  also  dass  intergouvernemental  getroffene
Beschlüsse mit supranationalen Regelungen einhergehen.40  

Kontroversen zwischen einzelnen Mitgliedstaaten und den supranationalen Organen

Vor dem Hintergrund der 2015 beschlossenen, aber weiterhin nicht erfolgten Umsiedlung
von insgesamt 160.000 Flüchtlingen leitete die Kommission im Juni 2017 gegen Polen, die
Tschechische Republik und Ungarn Vertragsverletzungsverfahren ein.41 Gegen den Teil-
beschluss, der die Umverteilung von 120.000 Flüchtlingen vorsah und mit qualifizierter
Mehrheit beschlossen wurde,42 reichten Ungarn und die Slowakei Anfang 2016 eine Nich-
tigkeitsklage vor dem Gerichtshof der Europäischen Union ein. Unter anderem argumen-
tierten die Kläger, dass der Ratsbeschluss die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates

35 Vgl. Müller Gómez/Reiners/Wessels: EU-Politik in Krisenzeiten, 2017.
36 Siehe auch den Beitrag „Europäische Zentralbank“ in diesem Buch. 
37 Siehe auch den Beitrag „Asyl-, Einwanderungs- und Visapolitik“ in diesem Buch.
38 Vgl. Müller Gómez/Reiners/Wessels: EU-Politik in Krisenzeiten, 2017.
39 Verordnung (EU) 2016/1624 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 14. September 2016 über

die Europäische Grenz- und Küstenwache und zur Änderung der Verordnung (EU) 2016/399 des Europä-
ischen  Parlaments  und  des  Rates  sowie  zur  Aufhebung  der  Verordnung  (EG)  Nr.  863/2007  des
Europäischen Parlaments und des Rates, der Verordnung (EG) Nr. 2007/2004 des Rates und der Entschei -
dung des Rates 2005/267/EG, in: Amtsblatt der EU L251/1, 16. September 2016.

40 Vgl. Müller Gómez/Reiners/Wessels: EU-Politik in Krisenzeiten, 2017.
41 European Commission: Relocation: Commission launches infringement procedures against the Czech Re-

public, Hungary and Poland, Presse release, 14 June 2017, IP/17/1607.
42 Beschluss (EU) 2015/1601 des Rates vom 22. September 2015 zur Einführung von vorläufigen Maß-

nahmen im Bereich des internationalen Schutzes zugunsten von Italien und Griechenland, in: Amtsblatt
der EU L 248/80, 24. September 2015.
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von Juni 201543 missachte, die zur Entlastung Griechenlands und Italiens einen einver-
nehmlichen Beschluss zur Umsiedlung von lediglich 40.000 Geflüchteten zwischen den
Mitgliedstaaten vorsahen. In seinem Urteil vom September 201744 wies das Gericht die
Klagen ab. Die Richter bestätigten und unterstrichen damit die Bedeutung und Beständig-
keit supranationaler Entscheidungsfindung und trugen dazu bei, diese vor Untergrabungs-
versuchen einzelner Mitgliedstaaten zu schützen. Darüber hinaus macht der Gerichtshof
deutlich, dass das Initiativrecht der Kommission „nicht von der vorherigen Festlegung von
Leitlinien durch den Europäischen Rat [...] abhängig“ sei und dass der Europäische Rat
mittels  einer  Schlussfolgerung nicht  die  Beschlussfassungsregeln im Rat  ändern dürfe.
Damit wird deutlich, dass die Schlussfolgerungen des Europäischen Rates zwar politisch
relevant, aber rechtlich nicht verbindlich sind.

Ungarn  hat  das  Urteil  nicht  akzeptiert  und  sperrt  sich  weiterhin  gegen  eine  ver-
pflichtende Umsiedlung von Flüchtlingen. Damit stellt die Regierung Orbáns die Union als
Rechtsgemeinschaft  infrage.  Versuche,  die  Migrationskrise  zu  bewältigen,  haben  ins-
gesamt nachhaltige Wirkungen auf das institutionelle Gleichgewicht. Erstens wurde inner-
halb des Europäischen Rates die West-Ost-Teilung zwischen den EU-Staaten verstärkt, die
die Kompromissfindung zur Krisenbewältigung erschwerte.45 Zweitens wurde die Kon-
frontation zwischen einzelnen Ländern und den supranationalen Organen intensiviert. Die
Auseinandersetzung zwischen vorrangig Ungarn und Polen auf der einen Seite und der
Kommission  und dem Gerichtshof auf  der  anderen  Seite  im Rahmen der  Flüchtlings-
problematik ergänzte weitere Konflikte zwischen diesen Lagern. 

So  veranlassten  verschiedene  politisch  sensible  ungarische  und  polnische  Reform-
gesetze die Kommission zur Einleitung von mehreren Vertragsverletzungsverfahren gegen
beide Mitgliedstaaten.46 Deutlich in seiner Kritik an der Politik der Regierungen Ungarns
und Polens wird auch das Europäische Parlament – so in einer Resolution vom Mai 2017,
laut welcher es in Ungarn die europäischen Grundwerte verletzt sieht.47 Das Parlament
bereitet nun die Einleitung des Verfahrens nach Art. 7 EUV vor, das bis zum Entzug des
Stimmrechts des betroffenen Mitgliedstaates führen kann. Damit treten in der Ungarn- und
Polenfrage die Kommission – und hier in erster Linie Vizepräsident Frans Timmermans –
und das Europäische Parlament als aktive Verteidiger von EU-Werten und -Regeln auf.
Der  Europäische  Rat  gilt  aufgrund  seiner  internen  Funktionsweise  als  gehemmt  und
erweist  sich hier  als schwache Institution: Es gilt  das  Konsensprinzip,  womit kritische
Erklärungen gegenüber Polen und Ungarn nicht möglich sind und der Europäische Rat auf
die Initiative des Parlaments und der Kommission angewiesen ist. 

Das legislative Tagesgeschäft: Parlament und Mitgliedstaaten auf Augenhöhe 

2016 setzte  sich der  seit  der  neuen Legislaturperiode  eingesetzte Trend fort:  Mit  dem
Anspruch der „besseren Rechtsetzung“ ist die Europäische Kommission – insbesondere
der damit explizit beauftragte Vizepräsident Timmermans – weiterhin bemüht, bestehendes
Recht auf seinen Nutzen und seine Notwendigkeit zu überprüfen. Neue Rechtsetzungs-
verfahren  werden  nur  nach  sorgfältiger  Abwägung  initiiert  und  bereits  auf  den  Weg

43 Europäischer Rat: Tagung vom 25./26. Juni 2015, Schlussfolgerungen, EUCO 22/15.
44 Gerichtshof  der  Europäischen  Union:  Urteil  des  Gerichtshofs  (Große  Kammer),  6.  September  2017,

ECLI:EU:C:2017:631.
45 Vgl. Müller Gómez/Reiners/Wessels: EU-Politik in Krisenzeiten, 2017.
46 Siehe den Beitrag „Europäische Kommission“ in diesem Buch. 
47 Entschließung des Europäischen Parlaments vom 17. Mai 2017 zur Lage in Ungarn, 2017/2656(RSP).
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gebrachte Initiativen gegebenenfalls wieder zurückgezogen. Damit setzt die Kommission
ihren Fokus aktuell auf die großen Fragen der europäischen Integration und ihren Beitrag
zur Debatte über die zukünftige Entwicklung.48 Als Konsequenz kann auch für 2016 ein
weiterer Rückgang der erlassenen Rechtsakte verzeichnet werden. So wurden im vergan-
genen Jahr  vom Parlament und vom Rat  oder  auch nur vom Rat  144 Richtlinien und
Verordnungen verabschiedet, während es im Vergleichsjahr 2011 noch 206 waren.49 

Ein Blick auf die angewandten Rechtssetzungsverfahren bestätigt einen weiteren Trend:
2016 wurden 47,3 Prozent der 144 Verordnungen und Richtlinien gemeinsam vom Euro-
päischen Parlament und vom Rat verabschiedet – und damit fast zehn Prozent mehr als
2015. Das ordentliche Gesetzgebungsverfahren, im Rahmen dessen das Parlament und der
Rat als gleichberechtigte Gesetzgeber agieren, bleibt auch im Vergleich zu den anderen
Legislativverfahren, an denen das Parlament mitwirkt, das reguläre Verfahren: Während
2016 nur ein Rechtsakt über das Zustimmungsverfahren angenommen und das Parlament
nur 16 Mal angehört wurde, wirkte es in 76 Fällen im Rahmen des ordentlichen Gesetz-
gebungsverfahrens mit.50  

Seit dem Inkrafttreten des Vertrages von Lissabon war verstärkt festzustellen, dass die
meisten Legislativakte, die über das ordentliche Gesetzgebungsverfahren vom Parlament
und vom Rat verabschiedet werden, bereits nach der ersten Lesung abgeschlossen werden.
Parlament und Rat einigen sich also in einem sehr frühen Stadium des Gesetzgebungs-
prozesses auf einen Kompromiss, was insbesondere durch die Nutzung der informellen
Triloge ermöglicht  wird.51 Mit 2014 ist jedoch ein Wendepunkt festzustellen. Während
2014 noch 95,3 Prozent der Rechtsakte bereits in der ersten Lesung verabschiedet wurden,
betrug der Anteil 2015 und 2016 nur noch 77,3 beziehungsweise 72,4 Prozent. Dies deutet
daraufhin, dass das Parlament und der Rat verstärkt zu mehr Konfrontation bereit sind. Ein
Resultat dieser Entwicklung ist, dass sich das Parlament ausgiebiger – nämlich in Form
einer zweiten Lesung – mit entsprechenden Rechtsaktentwürfen befassen muss, was auch
mit einer zunehmenden Anzahl öffentlicher Debatten im Plenum einhergeht. 

Die häufige Anwendung des ordentlichen Gesetzgebungsverfahrens bestätigt in legis-
lativen Fragen die bisherige Entwicklung des institutionellen Gleichgewichts hin zu einem
faktischen Zweikammersystem. So zeigt sich als Resultat einer horizontalen Fusion die
Routine der Gemeinschaftsmethode, im Rahmen welcher die EU-Staaten im Rat und das
Parlament gemeinsam zuständig sind, sich jedoch gleichzeitig, wie aus der Nutzung von
zweiten Lesungen deutlich wird, ihrer Vetoposition bewusst sind und diese nutzen.  

Nachgeordnete Mitspieler im institutionellen Gefüge

Nationale Parlamente52 zählen insgesamt weiterhin zu den einflusslosen Mitspielern auf
europäischer  Ebene.  Im  Rahmen  des  sogenannten  „Frühwarnmechanismus“  gelang  es
ihnen zwar im Mai 2016, die erforderliche Mehrheit zu erreichen, um eine sogenannte
„gelbe Karte“ gegen die Reform der Entsenderichtlinie,  die  die Arbeits-  und Beschäf-

48 Siehe den Beitrag „Europäische Kommission“ in diesem Buch.
49 Siehe auch im Folgenden den Beitrag „Rat der Europäischen Union“ in diesem Buch; EUR-Lex: Legal

Acts Statistics, abrufbar unter: http://eur-lex.europa.eu/statistics/2016/legislative-acts-statistics.html (letz-
ter Zugriff: 1.10.2017).

50 Vgl. European Parliament: Statistics, abrufbar unter: http://www.europarl.europa.eu/plenary/en/bilan-stati
stic.html (letzter Zugriff: 1.10.2017).

51 Siehe auch im Folgenden den Beitrag „Rat der Europäischen Union“ in diesem Buch.
52 Siehe auch den Beitrag „Nationale Parlamente“ in diesem Buch.
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tigungsbedingungen entsandter Arbeitnehmer regelt, auszusprechen. Im Juli 2016 kommu-
nizierte  die  Kommission  jedoch,  dass  ihr  Richtlinienentwurf  nicht  dem Subsidiaritäts-
prinzip widerspreche, weswegen das Legislativverfahren fortgesetzt wurde.53 Wenngleich
die nationalen Parlamente bei den Verhandlungen über das Ausscheiden des Vereinigten
Königreiches aus der Union eher eine Beobachterrolle einnehmen müssen, werden sie aller
Wahrscheinlichkeit nach bei der Vereinbarung über ein Abkommen, das die zukünftigen
Beziehungen zwischen dem Königreich und der  EU-27 regelt,  über  ein Vetorecht  ver-
fügen, womit sie Einfluss auf die Entwicklungen nehmen könnten.54 

Der Ausschuss der Regionen55 setzte weiterhin aktiv seine Rolle als Vertreter der regio-
nalen und kommunalen Gebietskörperschaften56 um. So beteiligte er sich mit einer Initia-
tivstellungnahme an den aktuellen Reformplänen der Kohäsionspolitik, reagierte mit einer
Entschließung auf das „Weißbuch zur Zukunft Europas“ und suchte mit der Kommission
hinsichtlich des anstehenden Brexit den Austausch über dessen Auswirkungen. Ähnliches
Engagement  legte der  Europäische Wirtschafts- und Sozialausschuss57 an den Tag,  der
nicht nur in sozialen und wirtschaftlichen Fragen, aber auch zu Themen wie dem Brexit
Stellung  bezieht  und  den  Dialog  mit  anderen  Institutionen  sucht.  Zudem  war  der
Ausschuss  weiterhin  daran  interessiert,  die  Europäische  Bürgerinitiative58 zu  fördern.
Wenngleich die regelmäßige Präsenz von Vertretern des Parlaments, des Rates und der
Kommission in den Sitzungen der Ausschüsse deren Bereitschaft zum Austausch demons-
trieren, muss der tatsächliche Einfluss der Ausschüsse auf die Entscheidungsfindung insge-
samt jedoch als begrenzt eingestuft werden.

Zukunftsdebatte59: Initiativen und Entscheidungsträger 

Der  Europäische  Rat,  der  bislang  als  „konstitutioneller  Architekt“  die  wesentlichen
Entscheidungen zur Systemgestaltung getroffen hat,60 hat bereits wenige Tage nach dem
britischen Referendum die Debatte über die Zukunft der Europäischen Union im Rahmen
der EU-27 angestoßen und dabei seinen eigenen Führungsanspruch für die einzuleitende
Reflexionsphase unterstrichen.

„Daher werden wir heute mit einer politischen Reflexion beginnen, um Impulse für weitere Reformen im
Einklang mit unserer strategischen Agenda und für die Weiterentwicklung der EU der 27 Mitgliedstaaten
zu geben. Dabei müssen die Staats- und Regierungschefs eine führende Rolle übernehmen.“61

Bei ihrem EU-27-Gipfeltreffen in Bratislava beschlossen die Staats- und Regierungschefs
im September 2016 einen Fahrplan für die Zukunftsdebatte, welcher von den Präsidenten
des Rates, des Europäischen Rates und der Kommission erarbeitet worden war.62 Es folgte
der Gipfel in Rom im Mai 2017, im Rahmen dessen das 60. Jubiläum der Römischen
Verträge gefeiert wurde und verschiedene Themen des Bratislava-Fahrplanes aufgegriffen
wurden. In der Erklärung von Rom betonten die Staats- und Regierungschefs der EU-27

53 European Commission: Reply from the European Commission to the Sejm, COM (2016) 4827 final.
54 Vgl. Valentin Kreilinger: Watchdogs and veto players. Europe’s parliaments will keep an eye on Brexit ne-

gotiations, Jacques Delors Institut – Berlin, 25.10.2016.
55 Siehe auch den Beitrag „Ausschuss der Regionen“ in diesem Buch.
56 Siehe auch den Beitrag „Europa und die Kommunen“ in diesem Buch.
57 Siehe auch den Beitrag „Wirtschafts- und Sozialausschuss“ in diesem Buch. 
58 Siehe auch den Beitrag „Europäische Bürgerinitiativen“ in diesem Buch.
59 Siehe auch den Beitrag „Bilanz der Europäischen Integration 2017“ in diesem Buch.
60 Vgl. Wessels: The European Council, 2016, S. 161 f.
61 Informelle Tagung der 27, Brüssel, 29. Juni 2016, Erklärung.
62 Europäischer Rat: Erklärung von Bratislava und Bratislava-Fahrplan, Bratislava, 16. September 2016.
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gemeinsamen mit den Präsidenten der drei Institutionen mit der Definition der vier Kern-
bereiche Wirtschaft, Sicherheit, Soziales und Äußeres erneut ihren Willen, den Rahmen
für die Zukunftsdebatte zu festzulegen.63 Es zeigt sich erneut die Bereitschaft des Europä-
ischen Rates, wenngleich er die Führungsrolle einnimmt, die weiteren Institutionen bei der
Suche nach geeigneten Lösungsansätzen einzubinden.64 

Das Europäische Parlament versucht darüber hinaus, sich mit eigenen Empfehlungen an
der Reformdebatte zu beteiligen. Dazu verabschiedete es insbesondere im Februar 2017
zwei Resolutionen, in welchen es zum einen Forderungen aufstellt, für deren Umsetzung
keine Vertragsänderungen notwendig wären, zum anderen mögliche Reformen des Primär-
rechts aufzeigt.65 Diese zielen nicht ausschließlich, jedoch im besonderen Maße auf eine
Stärkung der demokratischen Basis und der Gemeinschaftsmethode und damit auch der
eigenen Position ab.  Beide Entschließungen wurden nur mit  sehr  knappen Mehrheiten
angenommen – keiner der beiden Berichte fand die Zustimmung der absoluten Mehrheit
der  Abgeordneten  –,  was  die  interne  Zerrissenheit  des  Parlaments  bei  diesen  Fragen
verdeutlicht. Dieser Mangel an Einigkeit schwächt die Position des Parlaments vis-à-vis
der Kommission und insbesondere den Mitgliedstaaten in der Zukunftsdebatte, wirkt sich
aber auch auf die interinstitutionelle Balance im Allgemeinen aus.

Die Kommission als „Motor der Integration“ hat insbesondere mit ihrem „Weißbuch zur
Zukunft Europas“66, in dem sie fünf abstrakte Zukunftsszenarien für die weitere Entwick-
lung der Union vorstellt, ihren ersten umfassenden Beitrag zur Reformdebatte geleistet.
Hinzu  kamen mehrere  Reflexionspapiere,  in  welchen  sie  Vorschläge  zu verschiedenen
Politikfeldern präsentiert, zu welchen sie eine Debatte anstoßen möchte.67 In seiner Rede
zur „Lage der Union“ stellte Juncker im September 2017 konkrete Vorschläge vor, um die
Union  effizienter,  effektiver  und demokratischer  zu  machen,  so  durch  die  Zusammen-
legung der Ämter der Präsidenten der Europäischen Kommission und des Europäischen
Rates.68  

„Mehr Demokratie heißt  mehr  Effizienz.  Europa würde besser funktionieren,  wenn wir  das Amt des
Präsidenten  des  Europäischen  Rates  mit  dem  des  Präsidenten  der  Europäischen  Kommission
verschmelzen könnten.  [...]  Europa wäre leichter zu verstehen, wenn ein einziger Kapitän am Steuer
wäre. Wenn wir nur einen Präsidenten hätten, würde das einfach der wahren Natur unserer Europäischen
Union besser gerecht werden, da diese sowohl eine Union der Staaten als auch der Bürger ist.“

Dieser  „Doppelhut“  würde  mit  einer  zentralen  Verschiebung des  Machtgleichgewichts
einhergehen und in einem Amt die intergouvernementale und die supranationale Dimen-
sion der Europäischen Union vereinen. Das Parlament und verschiedene Mitgliedstaaten

63 Erklärung der führenden Vertreter von 27 Mitgliedstaaten und des Europäischen Rates, des Europäischen
Parlaments und der Europäischen Kommission, Erklärung von Rom, 25. März 2017.

64 Vgl. Müller Gómez/Reiners/Wessels: EU-Politik in Krisenzeiten, 2017.
65 European Parliament resolution of 16 February 2017 on improving the functioning of the European Union

building on the potential of the Lisbon Treaty, 2014/2249(INI); European Parliament  resolution of 16
February 2017 on possible evolutions of and adjustments to the current institutional set-up of the Euro-
pean Union, 2014/2248(INI).

66 Europäische Kommission: Weißbuch zur Zukunft Europas. Die EU der 27 im Jahr 2025 – Überlegungen
und Szenarien, COM (2017) 2025.

67 Siehe den Beitrag „Europäische Kommission“ in diesem Buch; Europäische Kommission: Weißbuch zur
Zukunft  Europas  –  Kursbestimmung.  Die EU der  27  –  Überlegungen  und  Szenarien,  abrufbar  unter:
https://ec.europa.eu/commission/white-paper-future-europe-reflections-and-scenarios-eu27_de (letzter Zu-
griff: 1.10.2017).

68 Siehe auch im Folgenden Jean-Claude Juncker: Rede zur Lage der Union: Hin zu einem besseren Europa
– Einem Europa, das schützt, stärkt und verteidigt, SPEECH/16/3043.
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haben bereits ihren Widerstand angekündigt.69 Dieser Vorschlag gilt  auch deswegen als
kaum umsetzbar, weil damit der Präsident des Europäischen Rates aus der Reihe der euro-
päischen Spitzenkandidaten – falls  sich dieses  Verfahren nachhaltig etablieren sollte  –
stammen  und  aus  dem Ergebnis  der  Wahlen  zum Europäischen  Parlament  resultieren
würde. 

Innerhalb der Mitgliedstaaten sticht bislang ausdrücklich der französische Präsident mit
umfassenden Beiträgen zur Zukunftsdebatte hervor – nicht zuletzt mit seiner Grundsatz-
rede „Initiative für Europa. Ein souveränes, geeintes und demokratisches Europa“ vom
September 2017.70 Unter anderem unterstützt er wie Juncker die Forderung des Europä-
ischen Parlaments nach einer Konsolidierung des Spitzenkandidatensystems.71 Diese Frage
birgt Konfliktpotenzial zwischen Europäischem Parlament und Europäischem Rat. Erste
Beratungen zwischen den Staats- und Regierungschefs 2016 machten deutlich, dass inner-
halb des Europäischen Rates große Vorbehalte bestehen.72  

Über die Frage der Spitzenkandidaten hinaus ist es vor dem Hintergrund des Austritts
des Vereinigten Königreiches notwendig geworden, bis zur nächsten Wahl zum Europä-
ischen Parlament im Jahr 2019 über die Zukunft der bislang 73 britischen Parlamentssitze
zu entscheiden. Eine aktuell diskutierte Möglichkeit ist die Einrichtung eines unionsweiten
Wahlkreises,  der  mit  transnationalen  Parteilisten  einhergehen würde,  die  die  bisherige
Wahl von nationalen Parteien beziehungsweise Kandidaten ergänzen würden. Die europä-
ischen  Listen  würden  von  europäischen  Spitzenkandidaten  angeführt  werden,  was  zur
Verfestigung des  Spitzenkandidatensystems und damit  einer  weiteren  Schwächung des
Europäischen Rates bei der Ernennung eines Kandidaten für das Amt des Kommissions-
präsidenten beitragen würde. Fürsprecher dieses Vorschlages finden sich in den Fraktionen
der Sozialdemokraten und der Liberalen, aber auch Juncker sowie der französische Präsi-
dent  und  der  italienische  Ministerpräsident  unterstützen  diesen  Vorstoß.73 Der  aktuelle
Entwurf des Ausschusses für konstitutionelle Fragen des in dieser Frage uneinigen Parla-
ments sieht hingegen eine Reduzierung der Parlamentssitze auf 700 vor und strebt damit
keine Reform des Wahlverfahrens an.74 Der fortbestehende Mangel an Ambitionen und
Geschlossenheit des Parlaments würde eine potenzielle Konfrontation mit dem Europä-
ischen Rat abmildern oder gar nicht erst aufkommen lassen. 

Im Weiteren fordern Macron, die Kommission und das Parlament die Schaffung eines
Unionsfinanzministers.75 Institutionell sehen die Vorschläge eine Personalunion zwischen
dem Chef der Eurogruppe und dem Amt eines Mitgliedes der Kommission vor,  womit
wirtschafts-  und  finanzpolitische  Kompetenzen  in  die  Kommission  verlagert  werden
würden und das neue Amt automatisch unter parlamentarischer Kontrolle stehen würde.
Mögliche Kompetenzen und Aufgabenbereiche eines solche Finanzministers wären etwa

69 European Parliament resolution on the potential of the Lisbon Treaty, 2017; Maïa de la Baume/Florian
Eder/Quentin Ariès: Juncker’s one-president proposal draws few cheers, in: Politico, 13.9.2017.

70 Emmanuel Macron: Initiative pour l’Europe, 2017.
71 European Parliament resolution of 11 November 2015 on the reform of the electoral law of the European

Union, 2015/2035(INL).
72 Vgl. Thomas Kirchner: EU-Mitgliedstaaten wollen Macht der Wähler beschränken, in: Süddeutsche Zei-

tung Online, 26.4.2016.
73 Vgl. Jennifer Rankin: UK's vacated European parliament seats may go to EU-wide candidates, in: The

Guardian Online, 11.9.2017; Juncker: Rede zur Lage der Union, 2016.
74 Draft Report on the composition of the European Parliament, 7. September 2017, 2017/2054(INL).
75 Emmanuel Macron: Initiative pour l’Europe, 2017; European Parliament resolution on the potential of the

Lisbon Treaty, 2017; Juncker: Rede zur Lage der Union, 2016.
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die Mitwirkung an der Koordinierung der Wirtschafts- und Fiskalpolitik, eine führende
Rolle  bei  einem möglichen  Europäischen  Währungsfonds,  der  aus  dem Europäischen
Stabilitätsmechanismus hervorgehen könnte, die Vertretung der Eurozone nach außen und
die Lenkung eines  ihm zur Verfügung stehenden Budgets.  Zwar zeigen Parlament und
Kommission in ihren Forderungen große Einigkeit, mehrere Mitgliedstaaten haben sich
jedoch bereits gegen die Einführung eines solchen Amtes ausgesprochen, das Bestandteil
der Kommission und damit der Gemeinschaftsmethode folgend ausgestaltet wäre.76  

Insgesamt  ist  festzustellen,  dass,  wenngleich  der  Europäische  Rat  die  Rahmen-
bedingungen für die Zukunftsdebatte und die zu diskutierenden Themenfelder definiert
hat, es ihm aufgrund der intern divergierenden Positionen noch nicht gelungen ist, kohä-
rente und konkrete Zukunftsentwürfe vorzulegen – wie immer brauchen die führenden
nationalen  Vertreter  Zeit  dafür,  ein  umfassendes  Verhandlungspaket  zu  schnüren.  Die
Vorschläge von Kommission und Parlament haben hingegen bereits sehr konkrete Züge
angenommen und gehen in eine ähnliche Richtung: Stärkung der Gemeinschaftsmethode.
Die weitere Debatte  könnte damit  von der  Konfrontation zwischen Europäischem Par-
lament und Europäischer Kommission auf der einen Seite und Europäischem Rat auf der
anderen  Seite  geprägt  sein.  Den tatsächlichen  Einfluss  insbesondere  des  Europäischen
Parlaments im Rahmen der Reflexionsphase gilt es jedoch vorerst als gering einzustufen.
Kommission und Parlament stehen im Schatten des konstitutionellen Architekten, wenn-
gleich dieser einzelne Reformvorschläge durchaus übernehmen könnte. 

Entwicklungen zu mehr differenzierter Integration: auf dem Weg zu einem Kern-
europa?77 

Bei  vielen  der  zahlreichen  Reformvorschläge  ist  unklar,  inwieweit  diese  von  allen
Mitgliedstaaten  mitgetragen  werden.78 Während  mögliche  institutionelle  Reformen den
Mitgliedstaaten Konsens abverlangen, wird die Debatte um weitere Integrationsschritte in
spezifischen Politikfeldern von der Diskussion um ein Fortschreiten in Form differenzier-
ter Integration79 begleitet. So liest sich auch die Erklärung von Rom:

„Wir werden gemeinsam – wenn nötig mit unterschiedlicher Gangart und Intensität – handeln, während
wir uns in dieselbe Richtung bewegen, so wie wir es schon in der Vergangenheit getan haben; dies wird
im Einklang mit den Verträgen geschehen und die Tür wird allen offen stehen, die sich später anschließen
möchten.“80 

Diese Formel dokumentiert die Suche nach einem modus vivendi zwischen integrations-
bereiten und -zurückhaltenden Mitgliedern. Dabei stellt sich die entscheidende Frage, wer
einem möglichen Kerneuropa angehören wird. Unter den kleinen Mitgliedstaaten besteht
die Sorge, dass sich ein Direktorium81 der „Großen“ als Kern etablieren und als Führungs-
gruppe ohne Beteiligung anderer voranschreiten könnte. Die Gespräche, die die dänische

76 Luxemburger Wort Online: Rede zur Lage der EU. „Juncker hat recht“, 13.9.2017.
77 Siehe auch den Beitrag „Die Europapolitik in der wissenschaftlichen Debatte“ in diesem Buch.
78 Siehe auch Institut für Europäische Politik/Friedrich-Ebert-Stiftung: „The Relaunch of Europe. Mapping

Member States‘ Reform Interests“, abrufbar unter: www.relaunch-europe.eu.
79 Zur Diskussion über Vor- und Nachteile siehe Wolfgang Wessels/Johannes Wolters: Chancen und Risiken

von Aufbau- und Abbauflexibilisierung: der Europäische Rat vor einem Trilemma, in: integration 2/2017,
S. 89.

80 Europäischer Rat: Erklärung von Rom, 2017.
81 Zum Begriff siehe Philippe de Schoutheete: The European Council, in: John Peterson/Michael Shackleton

(Hrsg.): The Institutions of the European Union, Oxford 2012, S. 43-68; Wessels: The European Council,
2016, S. 145 ff.
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Regierung  in  der  ersten  Jahreshälfte  2017  mit  verschiedenen  mittleren  und  kleinen
Mitgliedstaaten führte,82 sind nur ein Indikator für die Bestrebungen nach einem entspre-
chenden Gegengewicht. Auf der anderen Seite versucht etwa die Visegrád-Gruppe, sich
mit eigenen Initiativen, im Rahmen derer sie zwar die Bedeutung der intergouvernemen-
talen Institutionen betont, aber auch konkrete Politikbereiche benennt, in welchen sie eine
Intensivierung  der  Zusammenarbeit  auf  Unionsebene  ausdrücklich  als  wünschenswert
betrachtet, an der aktuellen Diskussion zu beteiligen.83 

Eine weiter ausdifferenzierte Union würde auch mit institutionellen und prozeduralen
Fragen einhergehen, so etwa mit Blick auf die Rolle des Europäischen Parlaments: Sollte
auch im Falle einer weiteren Ausdifferenzierung in den entsprechenden Fällen das Parla-
ment als Ganzes Beschlüsse fällen dürfen oder sollte das Mitwirkungsrecht den Abgeord-
neten aus den teilnehmenden Mitgliedstaaten vorbehalten bleiben? In diesem Zusammen-
hang  ist  auch  die  Diskussion  darüber  erneut  entflammt,  ob  für  die  Stärkung  der
demokratischen  Grundlage  der  Wirtschafts-  und  Währungsunion  die  Einrichtung eines
Eurozonenparlaments  sinnvoll  wäre.84 Während Macron diesen Vorstoß  intensiv unter-
stützt,85 sprechen sich sowohl das Parlament als auch die Kommission gegen eine solche
neue Einrichtung aus,  da  sie  das  Europäische  Parlament  in  seiner  Gesamtheit  als  das
zuständige Organ betrachten.86 

Erste Schritte der Differenzierung konkretisieren sich bereits im Bereich der Gemein-
samen Sicherheits- und Verteidigungspolitik87:  Ende 2016 forderte der Europäische Rat
die Hohe Vertreterin für Außen- und Sicherheitspolitik dazu auf, konkrete Vorschläge zur
Nutzung der Ständigen Strukturierten Zusammenarbeit vorzulegen.88 

Die institutionelle Architektur der Union: Neue Dynamiken und Ausblick 

Zusammenfassend können vier Tendenzen mit Blick auf die Dynamiken im institutionellen
Gefüge der Europäischen Union identifiziert werden: Erstens bleibt der Europäische Rat
in  verschiedenen Bereichen  der  zentrale  Krisenmanager,  wie die  Beispiele  Brexit  und
Außenpolitik gezeigt haben. Gleichzeitig ist festzustellen, dass der Europäische Rat zwar
die Führungsrolle übernimmt, aber dabei stets die weiteren Institutionen einbindet, so bei
der Suche nach Lösungen und bei der konkreten Ausgestaltung und Umsetzung. Damit
kann im Gesamtblick auch für den vorliegenden Berichtzeitraum nicht von einer intergou-
vernementalen Phase, sondern vielmehr von einer zunehmenden horizontalen Fusion von
Zuständigkeiten gesprochen werden. Ähnliches ist auch in der Zukunftsdebatte zu erwar-
ten, die zwar von den „Herren der Verträge“ dominiert, aber nicht losgelöst von Parlament
und Kommission geführt werden wird. 

Zweitens zeigt sich gleichzeitig eine zunehmende Lagerbildung innerhalb des Europä-
ischen Rates. Wenngleich er den Rahmen für die Zukunftsdebatte geschaffen hat, bleibt er
aufgrund  interner  Meinungsverschiedenheiten  konkrete  Zukunftsentwürfe  schuldig.  Die

82 Vgl. Peter Levring: Post-Brexit Alliances Forged to Counter German-French Dominance, in: Bloomberg,
19.4.2017.

83 Joint Statement of the Heads of Governments of the V4 Countries, 2017.
84 Zur Debatte siehe Valentin Kreilinger/Morgan Larhant: Braucht die Eurozone ein Parlament?, Jacques

Delors Institut – Berlin, Policy Paper 176/2016.
85 Emmanuel Macron: Vorschläge für eine Neugründung Europas, 7. September 2017.
86 Juncker: Rede zur Lage der Union, 2016; European Parliament resolution on the possible evolutions of

and adjustments to the current institutional set-up of the European Union, 2017.
87 Siehe auch den Beitrag „Gemeinsame Sicherheits- und Verteidigungspolitik“ in diesem Buch.
88 Europäischer Rat: Schlussfolgerungen, Dezember 2016.
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Positionen der  einzelnen Mitgliedstaaten divergieren – wie immer in der Geschichte –
hinsichtlich der Weiterentwicklung des institutionellen Gefüges. 

Drittens zeichnet sich ein schwächelndes Parlament ab – trotz seines Engagements in
der  Reformdebatte  oder  Ungarn-Frage.  Vor  dem Hintergrund  seiner  internen  Zersplit-
terung gelang es ihm in vielen Fällen nicht, eine geschlossene und ambitionierte Position
einzunehmen. Damit war 2016 und 2017 die Konkurrenz zwischen Parlament und Euro-
päischem Rat auch kein die Architektur der Europäischen Union prägender Aspekt. Eben-
falls negativ wirkt sich für das Europäische Parlament der Trend dahingehend aus, dass die
Zahl der Rechtsetzungsverfahren stetig abnimmt. Durch die Verschiebung der politischen
Agenda hin zur Reformdebatte scheint dem Parlament aktuell mehr die Rolle eines Forums
als eines Entscheidungsträgers zuzukommen. Diese Beobachtungen kollidieren stark mit
dem Gemeinschaftsmodell.

Viertens ist das Verhältnis zwischen Mitgliedstaaten und Kommission von einer starken
Ambivalenz geprägt. Während die Zusammenarbeit im Bereich des Krisenmanagements
und erster Reformvorhaben – so wie die Beispiele Verteidigungsfonds und FRONTEX
zeigen – effektiv verläuft, zeigen sich aufgrund von Konfrontationen zwischen der Euro-
päischen  Kommission  und  einzelnen  Mitgliedstaaten  zunehmend  Spannungen,  die  die
zukünftige Arbeit erschweren könnten. Diese Entwicklung entspricht keinem der erwar-
teten Szenarien. 

Die bereits eingeläutete Debatte über mögliche Reformen wird sich spätestens ab Ende
2017 konkretisieren. So werden nach den Bundestagswahlen und der Regierungsbildung in
Deutschland die deutschen Vertreter auf europäischer Ebene wieder handlungsfähig sein
sowie auf Macrons Zukunftsvision reagieren und sich damit auch an der Debatte beteiligen
können. In den kommenden Monaten sind auch bereits die Vorbereitungen der Europa-
wahlen 2019 konkreter zu entscheiden. So gilt  es das Wahlverfahren, insbesondere die
Sitzverteilung,  festzulegen,  das  auch  entscheidend  für  die  zukünftige  Benennung  der
Kommission und ihres Präsidenten und damit auch von großer Bedeutung für die inter-
institutionellen Beziehungen sein wird.

Wie in den Entwicklungen der letzten Jahrzehnte – insbesondere seit Inkrafttreten des
Lissabonner Vertrags – zu beobachten, lassen auch die aktuellen Veränderungen Trends
innerhalb und zwischen den Institutionen in gleichzeitig mehrere Richtungen erkennen.
Ein eindeutiges Gleichgewicht zeichnet sich nicht ab. 
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